	Thema*
	CDU
	SPD
	DIE LINKE
	Bündnis90/Grüne
	FDP
	Piraten

	Transatlan-tisches Freihandelsab-kommen
	Internationalen Freihandel stärken Bewährte Arbeitnehmer-, Verbraucher-, Daten- und Umweltschutzniveaus der EU müssen dafür Grundlage sein.
	Für Freihandels-abkommen mit USA, nur unter Beibehaltung der Arbeitnehmer-, Verbraucher-, Daten- und Umweltschutzrechte.
	Freihandelsabkommen (TTIP) stoppen!
	Mehr Transparenz – keine bilateralen Freihandelsab-kommen
	Freihandelsabkommen mit einem Datenschutzabkommen koppeln.
	Eher dagegen

	Drogenpolitik
	keine mit den Forderungen anderer Parteien vergleichbare Aussagen
	keine mit den Forderungen anderer Parteien vergleichbare Aussagen
	Regulieren statt kriminalisieren

Die EU-Drogenstrategie muss neu ausgerichtet werden.
	Regulieren statt kriminalisieren.
Prävention, Schadensminderung, Entkriminalisierung, Hilfe.
	keine mit den Forderungen anderer Parteien vergleichbare Aussagen
	Ohne Vorurteile respektieren wir die Entscheidung jedes Einzelnen zu verantwortungs-vollem Genuss von Rauschmitteln.

	Flüchtlings-politik
	Dublin-Verfahren- Asylgesuch in dem Mitgliedstaat stellen, in dem der Asylsuchende erstmals in

die Europäische Union gelangt ist - hat sich bewährt.
Nachhaltige Asylpolitik setzt bei den

Fluchtursachen an.
	Reform der Drittstaatenregelung

gemeinsames europäisches

Asylsystem

Flüchtlingsursachen bekämpfen


	Humanisierung der Flüchtlingspolitik, Frontex ist aufzulösen.

Grundrecht auf Asyl, solidarische soziale Integration.


	Europäische Union als einheitlicher Schutzraum für Flüchtlinge.

Gemeinsame und faire Standards.

	Vorprüfungen im Rahmen von Asylverfahren einführen, die über Qualifizierung eine Möglichkeit der legalen Einreise in die EU eröffnet.

Grundrecht auf Asyl - europäischen Verteilerschlüssel.

Konsequentere und vor allem schnellere Rückführung in die Herkunftsländer, in denen keine Gefahr für Leib und Leben besteht..
	Vorgaben der Genfer Flüchtlingskonvention und der UN-Kinder-rechtskonvention vollständig respektieren.

Ausweitung der Asylgründe: Menschen, die aufgrund ihrer geschlechtlichen oder sexuellen Identität beziehungsweise Orientierung diskriminiert oder verfolgt werden…

	Datenschutz  
	Reform des europäischen Datenschutzrechts 

In rechtlich festgelegtem persönlichen Rahmen Daten für Bekämpfung von Kriminalität und Terrorismus nutzen.
	Europäisches Regime zum Datenschutz schaffen.
	Geheimdienste auflösen und Datenschutz garantieren.

Die deutschen und europäischen Datenschutzbeauftragten müssen als unabhängige Kontrollinstanz gestärkt werden.
Whistleblower müssen gesetzlich und vor Auslieferung geschützt werden.
	Datenschutz als grundlegendes VerbraucherInnenrecht.

Wissentliche und explizite Zustimmung zur Datenverarbeitung sowie umfassende Informations- und Löschungsansprüche gegenüber allen DatenverarbeiterInnen.
	Verbraucher müssen sofort erkennen können was mit ihren Daten passiert.

Im Internet hinterlassene Daten nicht ohne Wissen und Willen des Betroffenen dazu nutzen, um Verhaltens-, Nutzungs- oder Bewegungsprofile zu erstellen.
	Europaweit einheitliches Datenschutzrecht.

Der Einzelne muss einen durchsetzbaren und unentgeltlichen Anspruch auf Selbstauskunft, Korrektur, Sperrung oder Löschung der eigenen personenbezogenen Daten haben und über ungewollte Datenabflüsse aus Unternehmen und Behörden unverzüglich und lückenlos informiert werden.

	Transfer-Union

Europäischer Stabilitätsmechanismus (ESM)
Verschuldung
	ESM funktioniert.
Europäische Bankenunion einführen,

keine Eurobonds oder Schuldentilgungsfonds.
	Zügiger Aufbau eines einheitlichen europäischen Abwicklungsfonds für die systemrelevanten grenzüberschreitenden Banken, der perspektivisch vollständig durch Bankenabgaben finanziert werden soll.
	Banken entmachten – Finanzmärkte regulieren.

Banken und andere private Gläubiger an der Finanzierung der Schulden beteiligen.

Künftige Krisen und Bankenrettungen nicht auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler.
	Für einen Altschuldentilgungspakt.

ESM zu einer echten Gemeinschaftsinstitution innerhalb der EU-Verträge.
	Kein Land muss für die Schulden eines anderen Landes haften.
Einen direkten oder politischen Zugriff der EU- Kommission auf die Mittel des ESM lehnen wir ausdrücklich ab.


	Der ESM-Vertrag verstößt gegen die fundamentalen Rechtsprinzipien und Grundsätze einer demokratischen Staatsordnung.



	Sicherheits und Verteidigungs-politik
	Entfallene Grenzkontrollen durch Kontrollen ohne Anlass entlang der deutschen Grenzen ausgleichen.
Militärische Fähigkeiten der Europäischen Union stärken.
	Aufbau einer Europäischen Armee mit

starken Kontrollrechten des EU-Parlaments.
Schwerpunkte auf diplomatische und zivile Mittel zur Krisenprävention und Konfliktregelung und auf  strategische Weiterentwicklung der Außen- und Sicherheitspolitik legen.
Beitritt weiterer Länder in die EU.
	Beendigung der EU-NATO-Partnerschaft.

Auflösung der NATO und ihre Ersetzung durch ein kollektives Sicherheitssystem unter Beteiligung Russlands, das Abrüstung als ein zentrales Ziel hat.

EU, die frei ist von Massenvernichtungswaffen.


	Internationales Verbot von vollständig autonomen Waffen.

NATO reformieren, dass sie in eine multilaterale Sicherheitsarchitektur integriert werden kann.

Streitkräfte in Europa integrieren und reduzieren.
	Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. Für unsere Freiheit im Inneren muss Europa nach Außen geschlossen auftreten.

Rüstungsentwicklung und -beschaffung stärker gemeinsam im europäischen Rahmen stattfinden.
	Grundrechts-TÜV für neue Sicherheitsmaßnahmen.

Die europäische Sicherheitsforschung aus Steuergeldern wollen wir demokratisieren und an den Bedürfnissen und Rechten der Bürgerinnen und Bürger ausrichten.



	Jugendarbeitslosigkeit


	Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit muss oberste Priorität europäischer Politik sein.
Jugendgarantie – also Ausbildungsangebot an

jeden Jugendlichen in Europa – umsetzten.
Duale Ausbildung in anderen Ländern einführen.
	Jugendliche schneller in Arbeit bringen

die getroffenen Vereinbarungen zur Jugendgarantie – also eines Ausbildungsangebotes an jeden Jugendlichen in Europa – umgesetzt werden.
	Arbeitsplätze durch ein europäisches Zukunftsinvestitionsprogramm schaffen und ein Recht auf Ausbildung und Übernahme in den Beruf. Dafür sind neue EU-Mittel zur Verfügung zu stellen.

Jeder junge Mensch muss die Möglichkeit einer Berufsausbildung in seiner Region erhalten.
	Ein deutlich besser ausgestatteter Sozialfonds soll Mitgliedstaaten mit hoher Jugendarbeitslosigkeit mehr Mittel für deren Bekämpfung zur Verfügung stellen.

Regionen mit mehr als 25% Jugendarbeitslosigkeit muss finanziell stärker unterstützt  werden.
	Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit: duale Berufsausbildung, Verzahnung der Arbeitsmärkte im Bereich der niedrigen und mittleren Einkommen Durchführung struktureller Arbeitsmarktreformen. Die Zuständigkeit für Bildung und Arbeitsmarkt muss bei den Mitgliedsstaaten verbleiben.
	Jugendarbeitslosigkeit wollen wir durch ein Gesamtkonzept aus Bildung, sinnvoller Infrastruktur und einem Programm zur Förderung einer modernen Wirtschaft bekämpfen.

	Jugendmobilität und Freiwilligendienste


	Unterstützung des Förderprogramms

für Austausche und Kooperationsprojekte in Jugend, Bildung und Sport.
Mehr gemeinsame Studiengänge zwischen deutschen Hochschulen und europäischen

Partner-Hochschulen.
	Unterstützung des EU-Austauschpro-gramms „ERASMUS+“ für Bildung, Ausbildung, Kultur und Sport.
Finanzielle Förderung der Europäischen Bildungsarbeit durch politische Jugendorganisationen.

	Die Förderprogramme der EU müssen ausgebaut und gerade für finanziell Schwächere attraktiver gemacht werden.

Unterstützt die Jugendfreiwilligendienste, aber nicht als Lückenbüßer für Sozialabbau.

Stärker für Interessenten mit Behinderungen und andere benachteiligte Gruppen.


	Jugend-Fonds als Teil des EU-Haushalts. Austauschprogramme stärken und ausbauen. Europäische Austauschprogramme sollten auch auf andere Altersgruppen ausgeweitet werden.
	Austauschprogramme stärker fördern. 
Europaweite Schüleraustauschprogramme weiterentwickeln, auch für die „Jüngsten“ .
	keine mit den Forderungen anderer Parteien vergleichbare Aussagen

	Jugendpolitik und Jugendverbandsarbeit


	keine mit den Forderungen anderer Parteien vergleichbare Aussagen
	hinreichende Finanzierung unabhängiger Jugendarbeit. Eine zentrale Rolle haben die Jugendverbände. Das europäische Jugendforum soll gestärkt und an politischen Prozessen enger beteiligt werden. Finanzielle Förderung der europäischen Bildungsarbeit durch politische Jugendorganisationen ein.
	keine mit den Forderungen anderer Parteien vergleichbare Aussagen
	Junge Menschen gehören auf allen Entscheidungsebenen stärker beteiligt bis hin zur strukturierten Einbindung von Jugendorganisationen im europäischen Politikprozess.

Fordern einen Jugendkonvent
	keine mit den Forderungen anderer Parteien vergleichbare Aussagen
	keine mit den Forderungen anderer Parteien vergleichbare Aussagen

	Tiere, Pflanzen, Umwelt
	Einsatz für Regelung, die  Selbstbestimmungsrecht

der Mitgliedstaaten beim Anbau gentechnisch veränderter Pflanzensorten gewährleisten.
Treibhausgase bis zum Jahr 2030 um 40

Prozent im Vergleich zu 1990 zu verringern.
	Bündnis von Umwelt, Wirtschaft und Arbeit.
	Tiergerechte Haltung in der Landwirtschaft.

Grundsätzliches Verbot von Tierversuchen.

Gentechnisch veränderte Produkte sollen lückenlos gekennzeichnet und schließlich verboten werden.


	Bäuerlich-nachhaltige Landwirtschaft und artgerechte Tierhaltung.

Vielfalt von Nutzpflanzen und Nutztierrassen schützen und fördern.

Keine Patente auf Leben, Saatgut, Pflanzen und Tiere.
	Umwelt- und Klimapolitik durch Innovation und neue Technologien sowie durch den verantwortungsbewussten Bürger, nicht durch Verbote.
	Keine öffentlichen Gelder in Form von Agrarsubventionen ohne Gegenleistung in den Bereichen Klima, Umwelt, Natur sowie Tier- und Artenschutz vergeben.

Patente niemals für “Erfindungen“ von  Tieren, Pflanzen.


* Laut der Bundeszentrale für politische Bildung sind das die TOP 10 der eingegangenen Themenvorschläge über »Facebook«, Twitter und per E-Mail.

